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Besondere Erwähnun verdient schließlich noch die abgeklärte und zeitnaheBetrachtung des GöttingeCr Staatsrechtlers Werner Weber ZU; IThema ‚„‚Der deutscheBürger und sein Staat‘‘( Mıt tiefem Ernst unterstreicht der Verf. dieNotwendigkeit eines gesunden Staatsbewußtseins als Voraussetzung für denBestand uLlserer freiheitlichen Demokratie. Hs stellt keine Übertreibung dar, wenndie grundsätzliche Einstellung zahlreicher Bürger der Bundesrepublik ihremStaat dahingehend diagnostiziert, daß die Indıviduen, sehr sSie auf der einenSeite Nte vermeintlich rechtsstaatlichen Aspekten dem Staate feindlich undabwehrend begegnen, auf der anderen Seite sich ihm bereitwillig nähern, „indemS1e VO ihm sozlalstaatliıche Leistungen erheischen“‘ Gerade verschiedenejüngste Ereignisse 1im Bereich der studentischen Jugend bestätigen die Rıchtigkeitder Auffassung W.s, daß WIr in dem überall in der Welt vorgefundenen Tat-bestand, für den das Wort Vaterlands- oder Staatsbewußtsein steht, den einfachen
un: Hen begreif baren Ausdruck eines elementaren menschlichen Instinkts der
Selbstbehauptung in der politischen Gemeinschaft erkennen mussen. Deshalb
warn der Verft. Zu Schluß mıit Recht davor, mn Verlegenheit, Skepsis oder
intellektuellem Besserwissen die Bereitschaft ZU Staate verflüchtigen‘“‘Die Festschrift für Küchenhoff, VO:  } deren Beıiträgen neben mehreren rechts-
historischen Abhandlungen noch die Untersuchungen VO: Bundesrichter Bernhard
Mattern, Grundsätzliches TIreu un! Glauben im Steuerrecht 9-57) T’heodor
Mayer-Maly (Salzburg), ber die Entwicklung der akademischen Lehre des
Arbeits- und Sozialrechts in Österreich (79—-86), Hans Sattes (Würzburg), Psychia-trische Überlegungen ZuUur forensischen Beurteilung neurotischer Störungen>Georg C hristoph VoONM Unruh (Leer), Administrative Vollzugsmaßnahmen1m Rahmen polizeilicher Befugnisse (265—-27 SOWIle die theologische Darstelung‚„„Wahrheit, Gerechtigkeit un! Liebe 1m Aufbau der Gemeinschaft nach dem
Neuen Testament‘“‘“ VO aul LV’iktor 'arnach (Salzburg) ine eingehende Ü )ar-
stellung verdienen würden, erweist sich nıcht 11Ur als ehrendes Dokument für
einen, wı1e die Tabula gratulatoria nde des Bandes (373—-375 zeigt, hoch-
geschätzten Lehrer des Rechts. Wegen des Gewichts und der Aktualıtät ihrer
vielen edeutsamen Beiträge wird S1e uch in der rechtswissenschaftlichen
Literatur ine angesehene Stellung einnehmen. Listl;

Die Kirchensteuer In der Bundesrepublir. Gr. 80 (232 5
Bad Homburg V, Berlin Zürich 1968, Gehlen.
Das deutsche Kirchensteuersystem, wie siıch 1m Laufe der etzten siebzig

Jahre entwickelt hat, zählt jenen Bereichen des deutschen Staatskirchenrechts,
die TST in jüngster eıit in der rechtswıissenschaftlichen Diskussion und darüber
hinaus besondere Beachtung und Publizität gefunden haben Nıcht 7uletzt hat ine
Serlie VO: Urteilen, die das Bundesverfassungsgericht 1965
strittenen Fragen des Kirchensteuerrechts verkündet hat, dazu den Anstoß C
ben, die Staats- und verfassungsrechtlichen Grundlagen des geltenden deutschen
Kirchensteuerrechts einer se1it langem fälligen intensiven Erörterung und ber-
prüfung unterziehen.

In vorbildlicher Weise behandelt die vorliegende Darstellung sämtliche Rechts-
fragen, die auf dem Gebiet des Kirchensteuerwesens in den etzten Jahren Gegen-
stand wıissenschaftlicher Auseinandersetzung und VOoOr allem gerichtlicher Ent-
scheidungen geworden sind. Wie der Verf. im Votrwort betont, Stamımt die er
un! bisher einzige Gesamtdarstellung des deutschen Kirchensteuerrechts Aus der
Feder des spater lange elit in Frankfurt Main unterrichtenden Staatsrechts-
lehrers un! Staatskirchenrechtlers Friedrich G2ese. Seine umfangreiche Bonner
Habilitationsschrift ‚„‚Deutsches Kirchensteuerrecht‘‘, die als Heft 69—71 in den
VO: Ulrich Stutz herausgegebenen ‚„„‚Kirchenrechtlichen Abhandlungen“‘ erschienen
ist (Stuttgart 1910; Neudruck Amsterdam brachte in bewundernswürdiger
Vollständigkeit das evangelische und katholische Kirchensteuerrecht sämtlıcher
deutschen Staaten. Diese bedeutende Leistung Gieses, die für das Verständnis der
Grundlagen uUu1NsSsSeCTrTES geltenden Kirchensteuerrechts nach wıe VOor unentbehrlich
ist, besitzt verständlicherweise heute ın vieler Hinsıcht Nur noch rtechtshistorischen

ert.
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Ks ist deshalb sehr begrüßen, daß der Verf. im vorliegenden and ine fürdie heutige eit gültige, VO:  — allem die jJüngste Verfassungsentwicklung und dieJudikatur des undesverfassungsgerichts berücksichtigende Gesamtdarstellungdes in der Bundesrepublik geltenden Kirchensteuerrechts bietet.
Im Gegensatz Giese, der 1ne detaillierte Darstellung des in den deutschenBundesstaaten geltenden KirchensteuerrechtS VO: Preußen angefangen bisden Miniaturstaaten Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarzburg-Sondershausen,Reuss Ar und Schaumburg-Lippe, geboten hatte, verzichtet bewußt darauf,die Kirchensteuergesetze der einzelnen deutschen Bundesländer der Reihe nachbehandeln. Ebenso wI1ie Pn im eamten- und Kommunalrecht sind uch auf

Nuancierungen die Grundprobleme in sämtlichen deutschen Bundesländern
dem Gebiete des Kirchensteuerrechts kleiner Abweichungen und mancher
dieselben. Es geht dem Verf. in seiner Untersuchung darum, die Grundzüge desdeutschen Kirchensteuerrechts unte: der Herrschaft des Grundgesetzes DUUFEDarstellung bringen. Wıe im Ofwort mit Recht erklärt, au dabeidarauf, daß dem aufmerksamen Leser, der den ext der für ihn einschlägigenKirchensteuergesetze VOTLT sich hat, unschwer gelingen werde, uch die für dasRecht eines anderen Landes aufgezeigten Gesichtspunkte nutzbringendverwerten. Dieser Beschränkung au die Behandlung der Grundprobleme istverdanken, daß die Darstellung E.s LUr twa ein Drittel des Umfangs erreicht,den seinerzeit G 1ese für sein ‚„‚Deutsches Kirchensteuerrecht“‘ benötigt hat

Einer der Vorzüge der vorliegenden Darstellung ist ihr übersichtlicher Aufbau.In dem knappen e1il (9-14 nımmt der Verf. ine Klärung des Begrifts derKirchensteuer VOT. Er zeigt, daß sıch dabei 1ne echte Steuer 1m Sinne desstaatlıchen Steuerrechts handelt (gem. 1n Verbindung mMit Abs derReichsabgabenordnung F A Die Besonderheit der Kirchen-
steuer lie
für Rechnu

gt lediglich darin, daß diese Abgabe VO: der staatlıchen Finanzverwaltungnd IM Namen einer öfftentlichrechtlichen Religionsgesellschaft erhobenwird (14)
Der Teıl, der Hauptteil des Gesamtwerkes 15-211), behandelt das 1in derBundesrepublik geltende Kirchensteuerrecht. Der Verf. untersucht in diesem eilder Reihe nach folgende Problemkreise: Die Rechtsgrundlagen des Kıirchen-steuerrechts, die Steuergläubiger, die Religionsgesellschaften, SOweIlt S1eKörperschaften des Öftentlichen Rechts sind, die Kirchensteuerpflicht, die Bemes-sungsgrundlage der Kirchensteuer und schließlich deren Erhebung. Es kann 1mMfolgenden niıcht einmal der Versuch unternommen werden, au allı theologischenun: rechtlichen Fragen einzugehen, die durch die Zusammenarbeit VO: Staat undKıirche AU: dem Gebiete des Kirchensteuerwesens aufgeworfen und VO: Verft.behandelt werden.
erelits die Erörterung der Rechtsgrundlagen des Kirchensteuerrechts, die derVerf. auf 15—-34 eingehend untersucht, ze1igt, daß hier Fragen geht, die

VO: der Rechtswissenschaft und der Ekklesiologie letztlich Nur gemeinsambefriedigend beantwortet werden können. Nach heute herrschender Auffassung,der sich uch das Bundesverfassungsgericht angeschlossen hat, handelt sichbe1 der Kirchensteuer ine „gemeinsame Angelegenheit“‘ des Staates und derKiırche. Nach Meinung des Verf.s kann VO einem ‚‚Hoheıitsrecht‘“‘ der Besteue-
frung jedoch 11uUr beim Staat gesprochen werden, da der Begriff des hoheitlichenRechtes mindestens die Möglichkeit physischen Zwanges VO:  ”Ze (16) Mankann darüber wohl verschiedener Meinung se1in, ob das Wesen eines Hoheits-rechts notwendigerweise darin gesehen werden muß, daß seiner Durchsetzungmindestens die Möglichkeit physischen Zwanges ZUfr Verfügung steht. Damıiıt istder Kirche, die Nur über moralische Zwangsmittel verfügt, jeder Hoheitscharakterüber ihre Mitglieder CI definitionem abgesprochen. Für das staatliıche Kirchen-
steuerrecht mMag das lange ein Streit Worte und ine Frage der Terminologiesein, als der Kıirche nıcht das Originäre, nicht VO Staate und uch niıcht VO:der Zustimmung ihrer einzelnen Mitglieder abgeleitete, Recht bestritten wird, VO:ihren Gläubigen uch bestimmte Leistungen materieller und finanzieller Art
fordern.

Voll zuzustimmen 1st dem Verft. jedenfalls in der Bestimmung der Rechtsnatur
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der Kıiırchensteuer, die im Gegensatz (/ilese nıcht als staatliche ‚„ Verleihung“‘bewertet und anders als das Bundesverfassungsgericht uch nıcht als auf einerstaatlichen „Ermächtigung‘‘ beruhend ansıeht, sondern zutreflend als Kirchliche
Abgabe qualifiziert, die siıch VO:  - inem Kirchenbeitrag 11Ur dadurch unterscheidet,daß der Staat mMIit Hılfe der ihm zustehenden Zwangsmittel die Beitreibunggarantiert (18 f3 Die allgemeine Entwicklung des Kıirchensteuerrechts seit 1945
zeigt denn auch, da der Staat dieser Tatsache Rechnung rag un: die Regelungdes Kıiırchensteuerrechts weitgehend den Kirchen überläßt (28)

Besonderes Interesse Aaus theologischer und Juristischer Sicht verdienen die
Ausführungen des Verfassers Zzu TIThema der Kıirchensteuerpflicht 57-134).DBereıits nach bisheriger Auffassung War die Kirchensteuerpflicht grundsätzlichdie Kıirchenmitgliedschaft geknüpft. Das Bundesverfassungsgericht hat durch
seine Urteile, 1in denen die Besteuerung glaubensverschiedener hen als VOIL-
fassungswidrig erklärt hat, den Grundsatz, daß Kırchensteuern LUr VO  - Mitglie-dern der steuerberechtigten Religionsgesellschaften erhoben werden dürfen, noch
bedeutend schärfer akzentulert.

Die Klärung des Begrifts der Kirchenmitgliedschaft besitzt deshalb für das
Kirchensteuerrecht zentrale Bedeutung. Gerade hier zeigt sich, wI1ie CN 1in dem
Grenzbereich des Kıirchensteuerwesens staatlıches und kirchliches Recht ine1n-
andergreifen. In der zentralen Vorschrift des Art 137 Abs der Weimarer Reichs-
verfassung in Verb Art 140 des Grundgesetzes: „ ede Religionsgesellschaft
ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken
des £für alle geltenden Gesetzes . verweist hinsichtlich der Bestimmung der
Kirchenmitgliedschaft das staatliche auf das innerkirchliche Recht. Die Bestim-
Mung der Kıirtchenmitgliedschaft gyehört daher den eigenen Angelegenheiten
der einzelnen steuerberechtigten Religionsgesellschaften (63) Diese Kirchen-
mitgliedschaft I des Kirchensteuerrechts ist wel V oraussetzungen geknüpft:

die Bekenntniszugehörigkeit un: ine bestimmte räumliche Nähe ZuUuUr Kirche,
die sich im Wohnsıitz oder 1m gewÖhnlichen Aufenthalt ausdrückt (65)

Für den Bereich der katholischen Kirche wirft die Frage der Bekenntn1s-
zugehörigkeit keine besonderen Probleme auf. Anders ist das beim „evangelischen‘”
Bekenntnis, da innerhalb der Kıirchengruppe, die herkömmlich als evangelisch
bezeichnet wird, schr verschiedene Kirchen o1bt, die untereinander ZU) 'Tel
keine, ZU 'e1il 1U ine begrenzte Gemeinschaft haben (65) Wiıe ine Reihe
staatlıcher Gerichtsentscheidungen zeigt, sind die staatlıchen Gerichte nicht selten
überfordert, wenn S1e 1n Streitfällen das Bekenntnis eines einzelnen Kirchenmit-
glieds testzustellen haben, das sich weigert, einer Landeskirche, der sich nıcht
zugehör1g fühlt, Kirchensteuer entrichten. Die des staatlıchen Kirchen-
steuerrechts ‚„mitgliedschaftsbegründende Bekenntnisverwandtschaft‘‘ sSe des-
halb,wie betont, OTraus, dafß die beiden beteiligten Kirchen darüber einig sind, daß
S1e in den wesentlichen Punkten des Glaubens un! der kirchlichen Praxıis überein-
stimmen (67) Die in vieler Hinsicht noch ungeklärten „wischenkirchlichen
Mitgliedschaftsprobleme 1m Bereich der Evangelischen Kıiırche in Deutschland
zählen nach Meinung des Verf£.s den schwierigsten Fragen des gesamten
Kirchensteuerrechts (87) Der Verf. macht in diesem Zusammenhang de Vot-

echtesschlag, ‚„„den Begriff des Bekenntnisses 1. des kirchlichen Mitgliedschaftsr
nıcht mehr VO: Fragen der theologischen Lehre abhängig machen‘“‘, deren
Beurteilung sich wandle, sowohl hinsichtlich des Inhalts der Antworten als uch

sondern ausschließlich VO:der Einschätzung ihres kirchenpolitischen Gewichts,
äaußeren Verhalten der Kirchen, das in jedem historische Zeitpunkt ver-

hältnismäßig leicht festgestellt werden kann  6 (68)
Im weiteren Verlauf der Untersuchung behandelt der Verf. die Problematik

der kirchlichen Besteuerung juristischer Personen un! gemischter hen Er bietet
die den bekannten Entscheidunine vorzügliche Darstellung der Probleme,

semndes Bundesverfassungsgerichts auf di ebieten geführt haben Das Bun ES-

verfassungsgericht Zzing seinen Entscheidungen VO:  - der dem Grundrecht der
eli ionsfreiheit einz1g entsprechenden Auffassung aus, daß die Religions-
ZCSC Ischaften Nur ihre Mitglieder besteue dürfen, und erklärte deshalb die
Heranziehung andersgläubiger Ehegatten, die keiner steuerberechtigten Religions-
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gesellschaft angehören, Zur Kirchensteuer, SC1 in der Form einer unmıittelbarenVerpflichtung oder uch 1Ur einer Haftun für den anderen, kirchenangehörigenEhegatten, als verfassungswidrig.
Das Bundesverfassungsgericht hat sich bisher 1Ur mit der Frage der Verfassungs-gemäßheit der Besteuerung glaubensverschiedener hen (d des Kıirchen-steuerrechts, solcher Ehen, bei denen 1ur eIMN

Religionsgesellschaft angehört) befaßt. Die Fr
Ehegatte einer steuerberechtigten

aArc der Verfassungsgemäßheit derBesteuerung bekenntnisverschiedener hen (d solcher Ehen, be1i denen heideEhegatten eliner verschiedenen steuerberechtigten Religionsgesellschaft angehören)hat das Gericht bisher noch nıcht entschieden. nımmMt a daß dieselbenGrundsätze, die für die Verfassungswidrigkeit glaubensverschiedener hen maß-gebendE uch für die bekenntnisverschiedenen hen gelten, da der Steuer-anspruch der Religionsgesellschaft den ihr angehörenden Ehegatten durch
gesellschaft könne daher einen Steuerans
den in seiner Person verwirklichten Tatbestand begrenzt sel. Kıiıne Religions-
Ehegatten nıiıcht aus dem inkommen des anders

pruch den ihr angehörendengläubigen Ehegatten herleiten132 10 166)
Man wıird jedoch daran zweiıifeln können, ob Cie Argumentation des Vert.s indiesem Punkte völliıg zwingend ist Be1i der Besteuerung glaubens- und hekenntInis-verschiedener hen nach dem 50 ‚,‚Halbteilungsgrundsatz“‘ bestehen erheblicheUnterschiede. Z weifellos ist wünschenswert, uch 1n bekenntnisverschiedenenhen jeden Ehegatten 11Ur nach seinem individuellen Eiınkommen besteuern.Das entspräche dem Grundrecht der individuellen Religionsfreiheit in seinerreinsten Ausprägung. Werden jedoch aus Gründen einer technisch erheblicheinfacheren Steuererhebun in bekenntnisverschiedenen hen beide Ehegattennach dem Halbteilungsgrundsatz Zur Kırchensteuer herangezogen, ist derGesamtbetrag, den beide Ehegatten men Kirchensteuetn entrichtenhaben, in keinem alle größer, als WwWenNnn die Ehegatten einzeln nach ihrem indivi-duellen Einkommen besteuert würden. Die Ehegatten sind daher in diesem Fall,

w2as die Höhe der VO: ihnen entrichtenden Gesamtkirchensteuer angeht, nichtbeschwert. Unter dieser Voraussetzung fragt sich, ob nıcht die steuerberechtig-ten Religionsgesellschaften unte: sıch vereinbaren können, alle Ehegatten 1nbekenntnisverschiedenen gemischten hen nach dem Halbteilungsgrundsatzbesteuern. Es könnte ZWar 1ne Verletzung der individuellen Religionsfreiheit derKirchenmitglieder darın gesehen werden. daß diese verpflichtet werden, Bruch-teile ihrer Kirchensteuer ine Religionsgesellschaft entrichten mussen, dernicht S1eE selbst, sondern iıhr Ehegatte angehört. Dieser Gesichtspunkt fallt berdeshalb nıcht entscheidend 1Ns Gewicht, weıl der notwendige finanzielle Ausgleichzwıischen den einzelnen steuerberechtigten Religionsgesellschaften dadurch erzieltwird, da siıch die Fälle in denen VO den Ehegatten Leistungen bekenntnis-verschiedene Religionsgesellschaften erbracht werden, ufs (Ganze gesehen, die
Waage halten dürften.

Die weiteren Ausführungen des Verf.s behandeln die Bemessungsgrundlage( und die Erhebung (167-211 der Kirchensteuer. Verf. ist voll
darın zuzustimmen, daß der Staat nıcht durch Vorschriften über die Zweckbindung
VO: Kirchensteuern 1in die Verwaltung innerkirchlicher Angelegenheiten ein-greifen darf. Auf der anderen Seite berechtigt ein mangelnder kırchlicher Bedarfoder die Geltendmachung eines kirchlichen Finanzbedarfs, der für ine Tätigkeitoder Einrichtung bestimmt ist, die nıcht einmal mehr mittelbar mit dem relig1ösenLeben der Kirche 1n einem inneren Zusammenhang steht, den Staat dazu, dem
kirchlichen Steuerbeschluß die ‚„‚staatsaufsichtliche Genehmigung‘“‘ bzw ‚„„An-erkennung‘“‘ (170 fi‘) 175 fi.)

Eın knapp gehaltener Teil, der mit „Ausblick 1n die Zukunft‘““ überschrieben
ist (212-216), beschließt die Untersuchung. Der Verf. verlangt darin, daß dasgeltende deutsche Kirchensteuerrecht den Forderungen der Verfassung angepaßt,überarbeitet, VO:  - Grund auf vereinfacht und vereinheitlicht werden muß Zauletzt
stellt noch die Fra nach der inneren Berechtigung der Kirchensteuer. Hıerhätte der Leser Herdi  5Ings VO: Verft. präzisere Aussagen Wwa: Wie mıit
Recht hervorhebt, bedeutet die Verleihung des Besteuerungsrechts durch den
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Staat die Kıiırchen mehr als 1Ur die nerkennun ihrer Gemeinnützigkeit undFörderungswürdigkeit. Der Staat nımmt vielmeh ‚„die Arbeit der Kirche fürseinen eigenen Bestand wichtig, da[(3 ihr Zur finanziellen ExistenzsicherungZwangsgewalt über ihre Mitglieder verleiht‘‘ Nach Meinung des Verf£.sbedeutet die Inanspruchnahme dieser staatlıch Hilfe für das Selbstverständnisder Kirche, da S1eE sich ‚„‚nıcht als Gemeinschaft innerhalb der Gesellschaft““verhält, sondern als „obrigkeitliche Struktur über
bruderschaftlichen Charakter des Volkes Gottes

hr‘‘. S1ie lasse damit ‚„„‚den
rücktreten gegenüber einerquasistaatlichen Herrschaftsstruktur““

EKs soll hier keineswegs bestritten werden, daß die Kirche, wIie ihre Geschichte
Zur Genüge erweist, dazu neigt, einmal erworbene Rechtspositionen uch dannverteidigen, wWenn S1e durch Zeitablauf un: Veränderung der Umstände längstobsolet geworden sind Die Kirche muß 1im Interesse der Lauterkeit ihres Zeug-nISSES ihre legitim ertworbenen Rechte immer wieder überprüfen un in Fragestellen. Es fragt sich jedoch, ob die Kırche ihrem Auftrag nicht besser dient, WLS1C das ihr VO' demokratisch Jegitimierten Verfassungsgesetzgeber der Jahre 1919
und 1949 gewährte Besteuerungsrecht in kluger Weise u  9 insbesondere durch
größere Publizität, verantwortliche Beteiligung des Kirchenvolkes be1 der Ver-
wendung der Gelder un! möglicherweise durch ine Senkung des Hebesatzes, als
wenn S1e versuchen wollte, das in einer langen Entwicklung entstandene nord-
amer1ikaniısche System der Kirchenfinanzierung mit seinen Licht- und Schatten-
seiten auf 1SsSere Fanz anders geartteten gesellschaftlichen Verhältnisse über-
Liragen, WIEe das der Verft. vorzuschlagen scheint.

Das Werk VO: Hanns Engelhardt zeichnet siıch durch viele Vorzüge AUS, die Cseines erheblich geringeren Umfangs, der ersten (esamtdarstellung des
deutschen Staatskirchenrechts aus der Feder VO: Friedrich (1lese würdig ZUrT. Seite
stellen. Besondere Erwähnung verdienen dabei die klare, jede Weitschweifigkeitmeidende un! dabei immer verständliche Darlegung der Juristischen, insbesondere
der verfassungsrechtlichen Probleme, ferner die SOUveräne Stoffbeherrschung und
die übersichtliche Gliederung deral Untersuchung. Eın Verzeichnis der
einschlägigen LAiteratur SOowle ein Gesetzverzeichnis aller Reichs-, Bundes- und
Ländergesetze und -verordnungen sowile sämtlicher kirchlichen Bestimmungen
ZU Kıirchensteuerrecht vervollständigen das Werk, dessen praktische Brauch-
barkeit durch ein Sachverzeichnis allerdings noch eine Nuance gesteigert
worden ware.

Wer immer sich künftig 1in Wissenschaft un:! Praxis über die Grtundfragen des
deutschen Kirchensteuerrechts Otrlentieren will, wird auf die zuverlässigen und
wertvollen lenste der Darstellung VO:  - Engelhardt angewlesen se1in.

ListE

Enzyklopädie der geisteswissenschaftlıchen Arbeitsmethoden. Hrsg.
VO Manfred T hiel. Lifg Methoden der Sozialwissenschaften, dargestellt VOo  $

Fels, [ intner, NNeuhauser, Fijalkowskt, Roghmann, Rex
Gr 80 (258 5 üunchen 1967, Oldenbourg.
Die Enzyklopädie, die mMit dieser Lieferung erscheinen beginnt, bekennt

siıch nicht ur 1in ihrem Titel Zur Unterscheidung VO:  — (reistes- un! Naturwissen-
schaften, sondern renNzt uch den Kreis der Nau ab, indem die VO:

Verlag herausgegebene Presseinformation die Disziplinen aufzählt, über die,
verteilt auf ‚„„‚kurzgefaßte Beiträge“‘‘, in den vorgesehenen Lieferungen
berichtet werden soll Philosophie und Theologie stehen der Spitze; wenn
also die vorliegende Lieferung Sozialphiloso hie und Sozialethik unberücksichtigt
läßt, schließt das nıcht auUs, daß S1e in Lieferung ‚„‚Philosophie“ Berück-
sichtigun inden werden insoweılt durchaus Recht, als, wıe schon der Name
ZU Aus ruck bringt, ihre Verfahrensweise ben nicht dıie sozialwissenschaftliche,
sondern die philosophische ist (und wenn einmal ine einigermaßen methodisch
entwickelte Sozialtheologie geben wird, dann hat S1e 1n der Lieferung ‚„ T’heo-
logie“‘ ihren Platz iinden

Die Beiträge dieser Lieferung behandeln Wirtschaftswissenschaften un
Soziologie, Iso immerhin Nur einen Ausschnitt aus dem breit geöflneten Fächer
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